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6. Tarifpolitische Konferenz des EMB

„Arbeitsplätze, Rechte und Tarifverhandlungen”  

Madrid, 17. & 18. November 2009 

Geaenderter Entwurf: POSITIONSPAPIER ZUR WIRTSCHAFTSKRISE

Nach Jahren der wirtschaftlichen Aufwärtsentwicklung befindet sich die Weltwirtschaft seit dem dritten Quartal 2008 im Abschwung. Das Abrutschen in die Krise erfolgte dabei zunächst rascher und dramatischer als erwartet, kam aber nicht völlig unerwartet. Die Krise hatte ihren Ursprung im Zerplatzen der spekulativen Blase auf dem US-Immobilienmarkt im Spätsommer 2007 und wuchs sich Ende 2007 in den USA zu einer handfesten Konjunkturkrise aus. Spätestens mit dem Zusammenbruch der Lehmann-Brothers Bank am 15. September 2008 löste die schwelende Finanzmarktkrise einen weltweiten Flächenbrand aus. Die verbrieften Risikopapiere waren weltweit verteilt und lagen in den Portfolios der Banken. Vermeintliche Risikostreuung der sogenannten „strukturierten Finanzprodukte“ (subprime Produkte) wurde so zur explosiven Streubombe.

Die so entstandene Krise des Geld- und Kreditsystems traf mit einer zyklischen Überproduktionskrise zusammen, beide verstärken sich wechselseitig. Zeitgleich sind gegenwärtig alle Wirtschaftszentren von der Krise betroffen. Nicht nur die USA, Großbritannien und Spanien, wo der Auslöser jeweils eine Immobilienkrise war, sondern auch der Euroraum ist in den Abwärtsstrudel hineingezogen worden. Große Schwellenländer wie China haben zwar immer noch positive Wachstumsraten, diese sind aber schon deutlich abgeschwächt und können den allgemeinen Abwärtstrend weder stoppen noch kompensieren. Folglich kann gegenwärtig keine Weltregion die „Lokomotivfunktion“ spielen, was für die exportabhängige Ökonomien besonders fatal ist.

Die Prognosen für die Europäische Union sehen düster aus. Für die Länder des Euroraums folgte im ersten Halbjahr 2009 ein noch stärkerer Konjunktureinbruch als im vorausgegangenen vierten Quartal 2008. In den vergangenen Monaten wurde der freie Fall der Weltkonjunktur auf niedrigem Niveau scheinbar gestoppt. Die meisten Wirtschaftsinstitute halten die konjunkturelle Bodenbildung im 3. Quartal 2009 für erreicht.. Expansiven Maßnahmen der Geld- und Fiskalpolitik haben eine dämpfende Wirkung auf den Abschwung. Einige Maßnahmen wie die sog. Abwrackprämie in Deutschland laufen jedoch aus, was einen negativen Effekt auf den privaten Konsum haben wird. Nach wie vor liegen noch Risiken in den Finanzmärkten, die erneut negative Auswirkungen auf die Produktionswirtschaft entfalten können. Viele Länder der Europäischen Union werden im Zuge der Krise erhebliche Anpassungsprozesse durchlaufen, die eine rasche Rückkehr zur Entwicklungsdynamik der vergangen Jahre erschweren. Aktuelle Prognosen gehen von einem Rückgang des Wirtschaftswachstums der Europäischen Union von vier Prozent aus. Investitionen werden angesichts niedriger Kapazitätsauslastungen, ungünstiger Finanzierungsbedingungen und verhaltener Absatzaussichten rückläufig sein. Leer gefahrene Lager werden aufgefüllt, aber auf Grund des zu erwartenden niedrigeren Produktionsniveaus nicht in gleichem Maße wie vor der Krise, so dass ein selbsttragender Aufschwung noch weit entfernt ist. Es könnte genauso gut zu einem sog. doubble dip kommen. Vor 2013 ist nicht mit einem Anknüpfen an den Mitte 2008 verlassenen Wachstumspfad zu rechnen.

Vor diesem Hintergrund wird die Arbeitslosenquote in der EU weiter steigen und könnte 2009 einen Wert von 9,3 und im Jahr 2010 von 10,2 Prozent erreichen, bei gleichzeitig zu erwartender nachlassender Lohndynamik. Dies hätte eine verheerende prozyklische Wirkung auf den europäischen Binnenmarkt. Nicht nur die Arbeitsplätze, sondern auch die industrielle Struktur muss in jedem Land erhalten bleiben, um die Zukunft der Beschäftigten und die wirtschaftliche Erholung zu gewährleisten. Nicht eine Fabrik, die heute geschlossen wird, wird morgen wieder aufgemacht werden.

Der EGB hat mit seinem Fünf-Punkte-Plan eines New Social Deal für Europa politische Forderungen aufgestellt, unter anderem nach Einführung von Instrumenten einer besseren und effektiveren Finanzmarktkontrolle. Der Plan enthält aber auch industriepolitische Forderungen mit dem Ziel den sich in der Krise verschärfenden Strukturwandel sozialverträglich zu gestalten. Investitionen in neue nachhaltige Technologien, Investitionen für die Zukunft und Verhandlungen über industrielle Pläne können Arbeitsplätze erhalten und zusätzlich neue und bessere schaffen.

Diesem Fünf-Punkte-Plan des New Social Deal können wir uns anschließen. Neben den genannten politischen Instrumenten stellt für den EMB die solidarische Tarifpolitik ein wirksames Instrument dar, um die Interessen der Arbeitnehmer in der Krise wirksam verteidigen zu können. 

Eine Umverteilung von oben nach unten ist das beste Konjunkturprogramm.

Diese solidarische Tarifpolitik auf europäischer Ebene muss folgende Bausteine enthalten:

1) Aktive Lohnpolitik mit dem Ziel kräftiger Steigerung der Reallöhne und des zur Verfügung stehenden Einkommens

Kräftige Erhöhungen der Löhne und des zur Verfügung stehenden Einkommens für alle Beschäftigten bzw. Erwerbstätigen, egal welchen Status sie haben, auch und gerade in einer Wirtschaftskrise sind nicht nur aus sozialen Gründen, sondern auch aus wirtschaftspolitischen Überlegungen heraus absolut notwendig. Nur mit einem gesicherten Einkommen kann im Wirtschaftsraum der Europäischen Union die Binnenmarktnachfrage stabilisiert und gegenwärtig beobachtbaren deflationären Risiken entgegengewirkt werden.

2) Beschäftigungssicherung

Ziele der Gewerkschaften sind Werksschließungen und Entlassungen zu verhindern. Die Arbeitszeitpolitik stellt in der gegenwärtigen Krise ein wesentliches Instrument der Beschäftigungssicherung dar. Die Spannbreite kann vom Einsatz flexibler Instrumente, wie Arbeitszeitkonten, Kurzarbeit, Teilzeitarbeit, vorübergehender Arbeitslosigkeit (temporary unemployment), Aus- und Weiterbildungsangebote bis hin zur Verkürzung der tarifvertraglich geregelten Wochenarbeitszeit reichen. Alle Systeme sollten durch den Zugang zu Arbeitslosenunterstützung unterstützt werden. Die finanziellen Mittel für die flexiblen Instrumente der Beschäftigungssicherung müssen ausgebaut werden, um in der Europäischen Union einen dramatischen Anstieg der Arbeitslosigkeit und ein soziales Desaster zu verhindern.

3) Verstärkung der europäischen Koordinierung der Tarifpolitik

In der gegenwärtigen Krise beobachten wir in der Europäischen Union Tendenzen eines Rückfalls in protektionistische Handlungsmuster. Ein solches Vorgehen kann für den EMB und seine Mitgliedsorganisationen kein Vorbild sein. Die Krise wird zur Bewährungsprobe der koordinierten Tarifpolitik des EMB. Die Koordinierungspolitik des EMB ist in der Tat heute sogar noch wichtiger als in der Vergangenheit und muss verstärkt werden. Ein Unterbietungswettbewerb muss unter allen Umständen vermieden werden und der EMB lehnt Lohnkürzungen ab. 

4) Stärkung der europäischen Kooperation auf Unternehmensebene

Die Auswirkungen der Krise sind auf Unternehmensebene umgehend sichtbar. Der EMB stellt ein ausgezeichnetes Rahmenwerk und ausgezeichnete Instrumente zur Koordinierung der Anstrengungen der Metallgewerkschaften auf europäischer Ebene zur Verfügung. Alle Koordinierungsmethoden des EMB auf europäische Ebene müssen in optimaler Weise genutzt werden.

5) Stabilisierung am unteren Rand durch Mindestlöhne

Der Niedriglohnsektor muss europaweit zurückgedrängt werden. Mittel, um dies zu erreichen sind die Einführung von Mindestlöhnen, wo dies sachdienlich ist, sowie die Anhebung der bestehenden.
6) Stärkung und Verteidigung der Tarifverträge

Tarifverträge sind das Instrument, das die Arbeits- und Lebensbedingungen der Beschäftigten wirksam schützt und gestaltet. Die Tarifbindung war in den meisten westeuropäischen Ländern in der Vergangenheit stabil. Dies war dem Kampf der Gewerkschaften gegen den zunehmenden Druck der Unternehmer und Regierungen in ganz Europa zu verdanken. Die Tarifbindung hat aktuell in vielen Ländern abgenommen. In der Mehrzahl der neuen EU-Staaten liegt die Tarifbindung zum Teil deutlich unter 50%. Gerade in der Wirtschaftskrise steht zu Befürchten, dass die Tarifbindung weiter unter Druck gerät. Für den EMB stellt daher die Verteidigung und der Ausbau der Tarifbindung ein Handlungsfeld mit wachsender Bedeutung dar.
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